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FAHRENDE

Odyssee durchs  
Waadtland
Seit Jahren herrscht ein eklatanter Mangel an Halteplätzen  
für Fahrende. Ein aktuelles Beispiel zeigt: Besonders für jene  
aus dem Ausland ist die Situation unhaltbar.

VON ADRIAN RIKLIN

Wie abgemacht hatten sie die tägliche Stand-
miete für Wasser und Strom in Yverdon-les-
Bains bezahlt. Da es sich beim Grundstück 
neben dem Rugbyplatz aber nur um eine 
Übergangslösung handelte, hätten die Fahren-
den aus Frankreich und Spanien das Gelände 
bereits am 2. August verlassen müssen.

Als die rund 25  Wohnwagen am Tag 
darauf noch immer auf dem Platz standen, 
begann ein Theater, wie man es auch von an-
deren Orten kennt: Erst stellte die Gemeinde 
das Wasser ab, tags darauf blockierte sie den 
Zugang zum Gelände und reichte schliesslich 
eine Anzeige ein. Am 13. August verliessen die 
Fahrenden den Platz. Laut einem Gemeinde
beamten haben sie ein «völlig makelloses 
Feld» hinterlassen. Und was schlug man ihnen 
als Alternative vor? Den Transitplatz in Ren-
naz – der allerdings seit Wochen voll ist.

Gefragter denn je
In der Schweiz besteht nach wie vor ein kras-
ser Mangel an Halteplätzen für Fahrende, 
besonders für jene aus dem Ausland  –  ob-
wohl die Kantone laut einem Bundesgerichts
entscheid aus dem Jahr 2003 dazu verpflichtet 
wären, genügend zur Verfügung zu stellen. 
Diesen Sommer hat sich die Situation zu
gespitzt: Kaum je waren so viele Fahrende aus 
dem Ausland unterwegs  – besonders in der 
Waadt. Vassilis Venizelos (SP), der zuständi-
ge Regierungsrat, nannte im Westschweizer 
Fernsehen RTS folgenden Grund dafür: gute 
Verdienstmöglichkeiten – unter anderem her-
vorgerufen durch den steigenden Mangel an 
Arbeitskräften.

Fahrende aus dem Ausland sind in der 
Waadt gefragter denn je. Ob bei Renovatio-
nen oder Reparaturen, für Gartenarbeiten, 
auf dem Bau oder als Programmierer: Eini-
ge haben sich einen festen Kundenstamm 
aufgebaut. Nur: Wenn es darum geht, einen 
Halteplatz zu finden, wird es schwierig. Im 
ganzen Kanton gibt es nur einen Transitplatz: 
den in Rennaz. Und selbst dort haben nur 
42 Wohnwagen Platz.

Gesamtschweizerisch stehen sieben 
Transitplätze mit insgesamt 220  Stellplätzen 
zur Verfügung. Laut der Stiftung Zukunft für 
Schweizer Fahrende bräuchte es zusätzlich 
zehn Plätze mit je 20 bis 40  Stellplätzen. Für 
viele Fahrende aus dem Ausland hat es kei-
nen Platz. «Das entspricht quasi einem Hal-
te-, wenn nicht gar einem Durchreiseverbot», 
schreibt die Gesellschaft für bedrohte Völker 
in einem Bericht zum Thema. Ein grosser Teil 
der erwerbstätigen Reisenden muss daher auf 
sogenannte Spontanhalte ausweichen  – eine 
Praxis, die in der Regel ohne Zwischenfälle 
abläuft. Kommt es jedoch zu Konflikten mit 
Landbesitzenden oder Behörden, werden sol-
che Halte medial oft als «illegale Besetzungen» 

bezeichnet – was wiederum antiziganistische 
Vorurteile schüren kann.

Auch in Penthalaz, wo die Gruppe, die 
Yverdon-les-Bains verlassen musste, zunächst 
neben einem Fussballplatz haltmachte, wa-
ren sie nicht willkommen. Der lokale Verein 
beklagte sich über die «untragbare Situation» 
kurz vor Meisterschaftsbeginn. Bereits am 
nächsten Tag forderte die Gemeinde den so-
fortigen Auszug. So musste die Gruppe am 
15.  August auch Penthalaz verlassen. Nächste 
Station: Echallens – doch auch dort beantragte 
der zuständige Gemeindebeamte inzwischen 
einen Wegweisungsbefehl.

Gekürzte Fördergelder
Wie weiter? Der Transitplatz in Rennaz ist voll, 
der kleinere Stellplatz in Lausanne seit Mona-
ten überfüllt. Sicherheitsdirektor Venizelos 
will trotzdem keinen zweiten Transitplatz im 
Kanton schaffen. Bis dieser benutzbar wäre, 
würde es «vier bis fünf Jahre» dauern, sagte 
er gegenüber «24 heures». Vielmehr schweben 
ihm kleinere Flächen mit höchstens zwanzig 
Stellplätzen vor, wovon er sich auch weniger 
Spannungen mit der Nachbarschaft erhofft. 
Hierfür habe man bereits einen Dialog mit den 
Gemeinden eingeleitet. Ziel sei es, schon 2024 
solche Plätze anzubieten. Ob das etwas brin-
gen würde, ist allerdings fraglich: Ausländi-
sche Fahrende sind oft in grösseren Verbünden 
mit mehr als zwanzig Wohnwagen unterwegs.

Zusätzliche Transitplätze wären umso 
nötiger, als diverse Kantone begonnen haben, 
ausländische Fahrende von Halteplätzen mit 
Schweizer Fahrenden wegzuschicken, mit 
dem Argument, dass die kulturellen Unter-
schiede oft zu Konflikten führten. Diese Praxis 
verstösst allerdings gegen das Verfassungs-
recht. Hinzu kommt, dass es für Halteplätze 
für Schweizer Fahrende auch Bundesgelder 
gibt. Nicht aber für Transitplätze. Unter Feder
führung des Bundesamts für Kultur (BAK) 
wurde 2018 zwar eine Arbeitsgruppe ein-
gesetzt mit dem Ziel, finanzielle Anreize für 
Kantone und Gemeinden zur Errichtung von 
überregionalen Transitplätzen zu schaffen. 
Das entsprechende Raumplanungskonzept 
soll voraussichtlich diesen Winter in die Ver-
nehmlassung kommen.

Wie gering das Interesse der Kantone 
und Gemeinden an einer stärkeren Beteiligung 
ist, offenbarte sich erst kürzlich: Mitte Juli 
kündigte der Bund in seiner Kulturbotschaft 
für die Jahre 2025 bis 2028 an, die Fördergel-
der zur Errichtung von Halteplätzen kürzen zu 
wollen. Die Begründung: Gemäss BAK haben 
Kantone und Gemeinden jeweils nur einen Teil 
der Gelder bezogen  – und schieben sich die 
Verantwortung weiter gegenseitig zu.

Für die Fahrenden aus dem Ausland geht 
die Odyssee weiter.

Erst stellte die Gemeinde das Wasser ab, dann blockierte sie den Zugang zum Gelände:  
Der Halteplatz für Fahrende in Yverdon-les-Bains.   FOTO: LAURENT MERLET, KEYSTONE

WOZ: Frau Greinus, mindestens ein Drittel der 
Schweizer Treibhausgasemissionen stammt 
aus dem Verkehr. Dennoch haben Bundesrat 
und Parlament kürzlich milliardenschwere 
Autobahnausbauprojekte beschlossen. Lässt 
sich das Ziel «Netto null» bis im Jahr 2050 
noch erreichen?

Anne Greinus: Allein dadurch wird das 
Ziel nicht verunmöglicht. Gewisse Ausbau-
massnahmen waren schon länger entschieden, 
die Grundlagen ausgearbeitet. Nicht alle Stras
senprojekte sind per se schlecht – etwa wenn 
punktuell Nadelöhre entschärft werden.

Aber sechsspurige Autobahnen und Zubrin-
ger mitten in die Städte lösen doch keine Pro-
bleme, sondern schaffen fatale Anreize.

Ja, das ist wissenschaftlich belegt. Mehr 
Kapazität steigert die Attraktivität und führt 
zu Mehrverkehr. Dieser indu-
zierte Verkehr kann die Strasse 
langfristig wieder überlasten  – 
ein Teufelskreis.

Letzte Woche hat SVP-Ver-
kehrsminister Albert Rösti auch 
für den Schienenverkehr eine 
neue Strategie vorgelegt: Erneut 
soll dieser in den Agglomera-
tionen gestärkt werden, weil 
dort das grösste Verlagerungs
potenzial von der Strasse auf 
die Schiene bestehe. Ein sinn-
voller Fokus?

Es ist richtig, dass man 
stärker in den öffentlichen Ag-
glomerationsverkehr investiert, 
anstatt das Hochleistungspendeln zwischen 
den Städten zu fördern. Es muss nicht alles nur 
schneller werden, auch die Kapazitäten in den 
Agglomerationen müssen steigen. Grundsätz-
lich sollten aber die Ausbaupläne für Strasse 
und Schiene noch besser aufeinander abge-
stimmt werden.

Wie zum Beispiel?
Eine Möglichkeit wäre, den Bahninfra-

struktur- sowie den Nationalstrassen- und Ag-
glomerationsverkehrsfonds in einem einzigen 
Infrastrukturfonds zusammenzuführen, um 
die jeweiligen Ausbaupläne besser koordinie-
ren zu können. Im Moment läuft das eher an-
einander vorbei.

Verkehrs- und Umweltminister Rösti sagt, 
dass Strasse und Schiene nicht in Konkurrenz 
stünden. Dabei ist doch klar, dass sich mit 
Investitionen lenken lässt, ob die Leute eher 
Auto oder Zug fahren.

Auto und Zug sollten nicht gegeneinan-
der ausgespielt werden – jedes Verkehrsmittel 
kann je nach Zweck und Situation wichtig sein. 
Wir können nicht bis in jedes abgelegene Dorf 
eine ÖV-Verbindung anbieten, und in man-
chen Berufen kommt man schlicht nicht ohne 
Auto aus. Eine integrierte Planung der Infra
strukturentwicklung wäre aber zukunfts-
weisend. Da besteht noch sehr viel Potenzial. 
Wir müssen uns auch fragen: Wie viel Verkehr 
wollen wir?

Der Bund hat verschiedene Zukunftsszena
rien bis 2050 entworfen, sie reichen vom 
«Weiter so» bis zur «nachhaltigen Gesell-
schaft». Auf welches Szenario bewegen wir 
uns zu?

Wenn man sieht, wie ausgelastet die 
Strassen sind und wie im Luftverkehr die 
Nachfrage fast auf dem Niveau vor der Covid-
Pandemie liegt, dann stimmt das eher pessi-
mistisch. Selbst im sogenannten Basisszenario 
nimmt der Bund an, dass die Verkehrsleistung 
bis 2050 steigen wird; verglichen mit 2017 um 
11  Prozent im Personen- und um 31  Prozent 
im Güterverkehr. Darin sind Verschiebungen 
von der Strasse auf die Schiene eingerech-
net. Diese sind allerdings relativ bescheiden – 
und nun sieht es sogar danach aus, dass wir 
uns eher auf dem «Weiter so»-Pfad befinden. 
Die Mobilitätswende geschieht definitiv zu 
langsam.

Der Bund geht weiterhin davon aus, dass die 
Menschen mit Lenkungsabgaben dazu ge-
bracht werden können, ihr Verhalten zu än-
dern. Ein frommer Wunsch: Pro Kopf bleibt 
die Autodichte enorm hoch.

Trotzdem ist es richtig, dass der Bund 
mit ambitionierteren Entwicklungen rechnet, 
namentlich mit steigenden Kilometerkos-
ten, beispielsweise mit CO₂-Aufschlägen. Er 
rechnet damit, dass die Politik entscheiden-
de Massnahmen trifft, etwa indem externe 
Kosten des motorisierten Individualverkehrs 
künftig durch eine höhere Besteuerung voll-
ständig internalisiert werden  – also den Ver-
kehrsteilnehmenden verursachergerecht an-
gelastet werden. Es handelt sich um Kosten, 
die etwa durch Lärm- und Luftverschmut-
zung, Unfälle, aber auch Klimaschäden ent-
stehen.

Lenkungsabgaben gibt es schon 
länger, trotzdem konzentriert 
sich weiterhin alles aufs Auto. 
Seit Jahren werden viel zu emis-
sionsreiche Wagen importiert  – 
die Bussen, die ihnen dafür 
auferlegt werden, zahlen die 
Importeure mit einem Schulter-
zucken. Wäre es nicht Zeit für 
Verbote?

Ja, diese Erkenntnis ist 
nicht neu. In der Schweiz kön-
nen sich viele Menschen Auto
mobilität auch dann leisten, 
wenn sie teurer wird. Offen-
bar ist die Schweiz aber auch 
reich an Zeit: Selbst wenn sie 

stundenlang im Stau stehen müssen, wollen 
viele trotz Alternativen nicht auf ihr Auto ver-
zichten. Immerhin gibt es in vielen Städten 
gute Entwicklungen: Da werden etwa Parkflä-
chen reduziert und die Frage diskutiert, wie 
die Verkehrsflächen auf Fussgänger:innen, 
Velos, ÖV und Autos fair aufzuteilen sind. Das 
ist ein wichtiger Impuls. Reine Freiwilligkeit 
wird in der Schweiz nicht zu Verhaltensanpas-
sungen im nötigen Ausmass führen.

Das Land ist derzeit ja nicht einmal bereit, ein 
Verbrennerverbot einzuführen, wie es die EU 
ab 2035 plant …

…  wobei natürlich gesagt werden muss: 
Auch elektrisch angetriebene Fahrzeuge ver-
brauchen Fläche; auch sie sind emissionsreich 
in der Herstellung und belasten die Umwelt 
mit Lärm und Reifenabrieb. Wir müssen 
unsere Autoabhängigkeit und den privaten 
Autobesitz reduzieren  – unabhängig von der 
Antriebstechnologie.

In der Verkehrsdebatte wird der Flugverkehr 
schlicht ausgeblendet. Rechnet man dessen 
tatsächliche Klimaeffekte mit ein, ist der 
Anteil des Verkehrs an den schweizerischen 
Emissionen noch sehr viel höher. Was könnte 
man tun?

Zum einen sind die Konkurrenzange-
bote zum Flugverkehr viel zu wenig attraktiv. 
Zugreisen sind verhältnismässig teurer, und 
die länderübergreifenden Angebote sind oft 
unzuverlässig und viel zu umständlich zum 
Buchen. Die Luftfahrt hingegen ist sehr tief 
besteuert und generell viel zu günstig.

Damit verbunden sind aber genau wie beim 
Autofahren auch schwierige soziale Heraus-
forderungen: Sollen es sich nur reiche Men-
schen leisten können? Ein logischer Ansatz 
wäre doch eine progressive Kerosinsteuer: 
Wer viel fliegt, muss exponentiell dafür be-
zahlen.

Oder man könnte ein Punktesystem 
etablieren, mit dem alle Menschen eine Art 
CO₂-Mobilitätsbudget erhalten. Da stellen 
sich natürlich viele praktische Fragen, und 
auch eine grundsätzliche: Haben wir eigent-
lich ein grundsätzliches Recht auf günstiges 
Fliegen?

Anne Greinus leitet bei Infras, dem Forschungs- 
und Beratungsunternehmen für nachhaltige 
Entwicklung, das Themenfeld «Verkehr in Zürich».

SCHIENE ODER AUTO?

«Die Mobilitätswende 
geschieht definitiv  
zu langsam»
SVP-Verkehrsminister Albert Rösti hat nicht nur eine neue Strategie  
für die Bahn, sondern will auch die Strassen ausbauen. Wohin steuert die 
Schweiz? Expertin Anne Greinus ordnet ein.
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